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Sprechstunde mit 
MdA Harald Gindra 
Montags, 1.10., 5.11., 
3.12.2018
15 - 17 Uhr, in der 
Roten Insel, Feurigstr. 
68, 10827 Berlin
Siehe auch S. 4

Mieterberatung
Je 2. und 4. Di. im 
Monat 14  - 16 Uhr im 
Kiezbüro

Sprechstunde mit 
MdA Philipp Bertram 
i.d.R. je 3. Montag 
15-17 Uhr, in der 
Roten Insel, Feurigstr. 
68, 10827 Berlin
Siehe auch S. 4

Sprechstunde Sprechstunde mit mit 

Sozial-
Rechtsberatung
im Stadtbüro:
Kaiserin-Augusta-Str. 
75, 12103 Berlin, Je. 2. 
und 4. Do., 15-17 Uhr, 
um Anmeldung wird 
gebeten. Siehe S. 4

Sozialberatung 
mit RA Claus Förster, 
Di. 09.10., 13.11. 10 - 
12 Uhr in der Roten Insel 

Aufstehen gegen rechts – 
an die Wurzeln gehen
Wohin geht diese Gesellschaft? Viele Menschen 
beklagen, dass es immer ruppiger zugeht. Dass 
der Zusammenhalt verloren geht. Dass stattdes-
sen jeder gegen jeden kämpft – im Beruf, auf der 
Straße, selbst in der Freizeit. In einem reichen 
Land wie Deutschland ist es normal geworden, 
dass ältere Menschen nach einem arbeitsreichen 
Leben im Müll nach Pfandfl aschen und manchmal 
sogar nach Nahrung suchen müssen. 
In letzter Zeit ist viel von einem „Rechtsruck“ in 
Deutschland die Rede. Aber was heißt das eigent-
lich? Selten wird dabei an die rechte Wirtschafts-
politik gedacht, die dafür gesorgt hat, dass immer 
weniger Menschen sich einen immer größeren An-
teil an dem gemeinsam erwirtschafteten Reich-
tum sichern. Während auf der anderen Seite im-
mer mehr Menschen in Armut leben, auf Hartz IV 
oder Grundsicherungsrente angewiesen sind. 
Wenn von Rechtsruck die Rede ist, wird darü-
ber meist nicht gesprochen. Das Sein bestimmt 
das Bewusstsein, sagte Karl Marx. Insofern hat 
der Rechtsruck schon viel früher eingesetzt und 
mit der Agenda 2010 zu Beginn des Jahrtau-
sends richtig an Fahrt aufgenommen – als sach-
grundlose Befristung erlaubt, Leiharbeit quasi 
zu einem Normalarbeitsverhältnis erhoben, die 

Rentenformel verschlechtert und ein Teil der Ren-
te privatisiert wurde, als mit Hartz IV der Druck 
auf die Arbeitnehmer und die Erwerbslosen er-
höht und damit Lohndumping in Gang gesetzt 
wurde, als Konzerngewinne und Spitzeneinkom-
men steuerlich entlastet wurden, als alles priva-
tisiert wurde, was nicht niet- und nagelfest war, 
zum Beispiel Wohnungen. 
Die soziale Spaltung, die damals vorangetrieben 
wurde, hat nun die kulturelle Spaltung nach sich 
gezogen. Das war abzusehen. AfD, Pegida und Co. 
sind das Produkt dieser gesellschaftlichen Ent-
wicklung. Sie sind nicht das Gegenmodell dazu, 
sondern ihre Zuspitzung: unsozial, auf Spaltung 
und Ausschluss ausgerichtet, Gift für eine solida-
rische Gesellschaft. Die herrschenden Politik und 
ihre rechten Kritiker – sie sind sich gar nicht so 
unähnlich. Sie bedingen einander. 
Deshalb ist es richtig, gegen die Rechten auf die 
Straße zu gehen. Aber wirklich schwächen wer-
den wir sie erst, wenn wir die Ursachen bekämp-
fen. Und da muss sich unsere Kritik auch an eini-
ge derjenigen richten, mit denen wir am 13. Okto-
ber und zu anderen Gelegenheiten gemeinsam ge-
gen den Rechtsruck demonstrieren. 

Alexander King 

Solidarität mit den Jugendzentren 
Drugstore und Potse
In der Nacht vom 15. zum 16. September stürmte 
die 13. Einsatzhundertschaft der Berliner Polizei 
mit sechs Mannschafts- und  sechs Polizeiwagen 
die beiden selbstverwalteten Jugendzentren Drug-
store und Potse in der Potsdamer Straße. 
Mehrere Mitglieder des Bezirksvorstandes der 
Tempelhof-Schöneberger LINKEN waren als Zeu-
gen vor Ort, unsere beiden Bezirksverordne-
ten Katharina Marg und Martin Rutsch hatten 
versucht, zwischen Polizei und Jugendlichen zu 
vermitteln. 
Anlass waren Anzeigen wegen vermeintlicher Ru-
hestörung, die durch die neuen Nachbarn „rent 
24“ aufgegeben wurden. Dieses in seinem Cha-
rakter nicht eindeutig zu bestimmende „Wohnpro-
jekt“ ist mit seinen Co working Spaces direkt ne-
ben dem Drugstore und der Potse eingezogen und 

bietet für teures Geld Jungakademi-
kern „temporäres Wohnen“ an.
Seit geraumer Zeit überzieht rent 
24 die beiden Jugendzentren mit 
Beschwerden und Anzeigen. Auch 
kommt es nach Aussage der Jugendli-
chen immer wieder zu Konfl ikten mit 
dem Sicherheitsdienst von rent 24, 
der Besucher der Zentren bedroht 
und deshalb in den Räumen der Ju-
gendzentren Hausverbot erhalten hat.
Drugstore und Potse konnten Jahr-
zehnte lang am Standort Konzerte or-
ganisieren und mit ihren und externen 
Bands proben, da sich in den angrenzenden Büro-
räumen keine Anwohner nachts belästi gt fühlten. 

                                      Fortsetzung auf Seite 5
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Die Bezirksverordnetenversammlung 
am 29. August 2018

Rathaus öffnen
Hier kurze Hinweise, wie 
man die Rathaus-Politik im 
Bezirk direkt beeinflussen 
kann. Die Verordneten von 
DIE LINKE beraten und un-
terstützen Sie/Dich gerne 
dabei.  
Mehr Demokratie im 
Bezirk www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
aktuelles/buergerbeteiligung/
artikel.395202.php
Einwohnerfragen Frage-
stunde Zu jeder BVV-Sit-
zung können Einwohnerin-
nen und Einwohner am An-
fang der Sitzung Anliegen 
öffentlich machen und eine 
Antwort vom Bezirksamt 
abfordern: 
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
bezirksverordnetenversammlung/
einwohnerfragen/
Bürgerbegehren und 
Bürgerbescheid Grund-
sätzlich sind Bürgerbegeh-
ren zu allen Themenbe-
reichen möglich, in denen 
die Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) beschluss-
berechtigt ist. 
Eingaben und Beschwer-
den Probleme mit Entschei-
dungen der Verwaltung 
können  als Petition an den 
BVV-Ausschuss eingereicht 
werden: www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
bezirksverordnetenversammlung/
eingaben-und-beschwerden/
formular.395270.php
Bürgerbeteiligung bei 
Bebauungsplänen Bei 
neuen Bebauungsplänen 
sind Interventionen mög-
lich: www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
aemter/stadtentwicklungsamt/
stadtplanung/
bebauungsplanung/
Bebauungsplanung

BVV-Sondermittel „Zu-
schüsse für Vereine, Bür-
gerinitiativen und Projek-
te aller Art“. www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/politik-und-
verwaltung/bezirksverordnetenver-
sammlung/aktuelles-und-wissens  

wertes/artikel.347560.php Fortsetzung auf Seite 3

Trotz Milieuschutzgebiet ist für Mieter_innen 
nicht alles bestens 
Ein Mieter wollte vom Bezirksamt wissen, wie 
es möglich sein kann, dass eine neu gegründete 
Firma ohne Referenzen mehrere Hausobjekte 
aufkaufen kann. Diese Firma würde Dachausbau 
und Einbau eines Aufzugs als eine ihrer ersten 
Handlungen im Milieuschutzgebiet prüfen las-
sen. Der zuständige Stadtrat Oltmann (Grüne) 
erläuterte, dass �der Neubau von Wohngebäuden 
– auch der eigenständige Dachausbau... - in den 
Milieuschutzgebieten grundsätzlich zulässig zu 
genehmigen� ist. Während bei einem Aufzugsein-
bau das Bezirksamt seine Vorbehalte z.B. bei zu 
hohen Kosten, die dann die Hausgemeinschaft 

Potse und Drugstore, neue Standorte sind 
noch nicht in Sicht
Mit einer Bürger_innen-Anfrage wollte eine An-
wohnerin wissen, was das Bezirksamt unternimmt 
um eine monatelange Schließung der Jugend-
einrichtungen zu verhindern, wenn der Mietver-
trag Ende des Jahres ausläuft. Stadtrat Schworck 
(SPD) konnte die Frage nicht zufriedenstellend be-
antworten. Aber immerhin sprach er von „zwei 
konkreten Angeboten, die in vertiefter Prüfung“ 
seien. Die Ungeduld der Jugendlichen ist sehr ver-
ständlich, werden sie doch seit Jahren immer wie-
der vertröstet. Nachdem das Bezirksamt die Si-
cherung des Gebäudes zunächst versäumt bzw. 
nicht durchgeführt hat und sich dann gegenüber 
einem gewieften Investor nicht durchsetzen konn-
te oder wollte, wird nun der Investor über das 
Haus verfügen. 
Einen sicheren Radweg Kolonnenstraße / 
Hauptstraße gibt es noch immer nicht
Nach dem tödlichen Fahrradunfall vor ein paar 
Monaten in Schöneberg reagierte die BVV schnell 
mit der Forderung nach einem sicheren Fahrrad-
weg, insbesondere an der o.g. gefährlichen Kreu-
zung. BV Rutsch (DIE LINKE) fragte mit einer 
Mündlichen Anfrage nach, ob das Bezirksamt die 
weitere Sicherung des Radwegs in der Kolonnen-
straße/ Hauptstraße vorantreiben wird. In diesem 
Fall liegt es nicht am Bezirksamt, dass die Um-
setzungsmaßnahme sich verzögert, sondern an 
der der Senatsverwaltung. Der Umbau der Kreu-
zung sei prioritär vorgesehen, aber eine „Anord-
nung“ noch nicht ergangen so Stadträtin Heiß 
(Grüne). Jedoch sollen so viel sei bekannt, soge-
nannte „Leitboys“ errichtet werden. Zudem ist 
die beidseitige Umgestaltung der Kolonnenstra-
ße langfristig in die Radwegeplanung aufgenom-
men. DIE LINKE fordert einen schnelleren Aus-
bau von sicheren Fahrradwegen, dies wurde in 

der Vergangenheit zugunsten des Autoverkehrs 
vernachlässigt. 
Bezirksamt muss sich über seine Arbeitsfähig-
keit rechtfertigen
In einer Großen Anfrage (Drs. 754) „Wie arbeits-
fähig ist unser Bezirksamt“, unterstellte die CDU 
dem Bezirksamt indirekt eine mangelhafte Ar-
beitsweise bzw. zu geringe Leistung. Bezirksbür-
germeisterin Angelika Schöttler (SPD) antworte-
te sehr detailreich, ohne sich provozieren zu las-
sen. Beispielsweise wurde in der Anfrage behaup-
tet, dass die Anzahl der unbesetzten Stellen vom 
31.12.2016 bis 31.3.2018 von 186 auf 294 ange-
stiegen sei, obwohl in den Haushaltsberatungen 
2015-2016 von 100 offenen Vollzeitstellen gere-
det worden sei. Mehrere Umstände seien dafür 
verantwortlich, so Schöttler, dass der gewünschte 
Stellenplan nicht eingehalten werden konnte und 
kann. Etwa ein vorzeitiges Ausscheiden oder Weg-
bewerben, zudem dauern Ausschreibung und Stel-
lenbesetzung über vier Monate, wenn denn die 
Fachkräfte sich für unseren Bezirk entscheiden. 
Aktuell habe sich die Anzahl der Beschäftigten um 
122 gesteigert auf jetzt 1916, dennoch sind viele 
Stellen unbesetzt. Kritisch sieht es im Jugendhilfe-
bereich aus, denn alle drei regionalen Sozialdiens-
te arbeiten im Notbetrieb aufgrund offener Stellen 
und hohem Krankenstand. In der Anfrage wurde 
die Arbeitsfähigkeit aller Fachbereiche abgefragt, 
außer Soziales sowie Bildung und Kultur, denn die-
se Dezernate liegen in CDU-Verantwortung und 
Kritik ist da nicht erwünscht. Die Probleme, die es 
in den einzelnen Ämtern gibt, sind nach Meinung 
der LINKEN hausgemacht, denn in der vorherigen 
Legislatur wurde noch kräftig Stellenabbau betrie-
ben, bei dem sich Tempelhof-Schöneberg beson-
ders hervortat. Auch die CDU auf Senatsseite war 
daran beteiligt, davon will sie aber heute nichts 
mehr wissen.

Elisabeth Wissel

tragen müsste, geltend machen könnte. DIE LINKE 
fordert in allen Gremien, in denen sie vertreten 
ist, dass Mieter_innen mehr Rechte und mehr 
Schutz zu gewähren ist, damit diese nicht langfris-
tige Nachteile aus dem privatrechtlichen Verkauf 
zu tragen haben. 
Bezirksamt rechtfertigt sich zu seinen Sprech-
stunden-Vorgaben
In einer Mündlichen Anfrage fragte DIE LINKE das 
Bezirksamt, wie es so weit kommen konnte, dass 
sich Bürger_innen über das Prozedere zu den 
Sprechstunden des Sozialamtes sehr empörten. 
In der schriftlichen Beantwortung durch Stadträ-
tin Kaddatz (CDU) heißt es �...Wer nach 11 Uhr 

Die Bezirksverordnetenversammlung  
am 19. September 2018



 

Elisabeth Wissel
Fraktionsvorsitzende 
Ausschüsse für: Bibliothe-
ken, Bildung und Kultur; 
Soziales, Senioren und 
demografischer Wandel; 
Hauptausschuss; Facillity 
Management; Ältestenrat.
 
Telefon: 01577 34 62 721

elisabeth.wissel@ 
linksfraktion-ts.de

Büro und Erreichbarkeit 
im Rathaus Schöneberg:
Raum 2115
Tel:    030 /90 27 74 898 
(Neu: 30 26 59 34 86)
E-Mail: kontakt@
linksfraktion-ts.de
Sprechstunde: 
Mittwochs 15 - 17 Uhr  
 
Fraktionssitzung
In offener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen. Mitglie-
der, andere kommunal 
Interessierte und von 
bezirklichen Entscheidun-
gen Betroffene können 
auf diese Weise Einfluss 
auf Vorlagen der BVV 
nehmen.
Termine
Freitag 26.10. und  
09.11.2018 Themen-
abend, um 18 Uhr und  
Montag 15.10.2018 um 
19 Uhr, Vorbereitung der 
BVV im Raum 2115, im 
Rathaus Schöneberg. 
Bezirksverordneten-
versammlung (BVV)
Die nächste öffentliche 
BVV-Sitzung findet am        
17.10.2018 um 17 Uhr, 
im Rathaus Schöneberg, 
BVV-Saal statt. 
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He l fen  s ta t t  r eden  -  D IE  L INKE .  im  Ra thaus  i s t  f ü r  S ie  da !

Martin Rutsch
Stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender  
Ausschüsse für: Bürger-
dienste und Ordnungs-
angelegenheiten;  Stra-
ßen, Verkehr, Grün und 
Umwelt;  
Jugendhilfeausschuss.

martin.rutsch@ 
linksfraktion-ts.de

Christine Scherzinger

Ausschüsse für: 
Stadtentwicklung; 
Wirtschaft. 

 

christine.scherzinger@ 
linksfraktion-ts.de

Carolin Behrenwald
Ausschüsse für: 
Eingabe und Beschwer-
den; Schule; Integrati-
on (Ausschussvorsitz); 
Frauen-, Queer- und In-
klusionspolitik (Stellv. 
Ausschussvorsitz).

carolin.behrenwald@ 
linksfraktion-ts.de

Liebe Tempelhof-Schöneberger_innen,
am 18. September 2016 wurde DIE LINKE. mit 8,7 % erstmals in Fraktionsstärke in die Bezirksverord-
netenversammlung (BVV) von Tempelhof-Schöneberg gewählt. DIE LINKE. ist nun mit 5 Verordneten in 
der BVV vertreten. Unser Plus von 5 Prozentpunkten hat gezeigt, dass immer mehr Menschen in unse-
rem Bezirk eine soziale Alternative zu den anderen Parteien wollen. Wir nehmen das als Verantwortung. 
,,Helfen statt reden" - das war unser Motto im Wahlkampf. Und das ist unser Anspruch auch nach der 
Wahl. Wir möchten gerne Ihre eigenen Anliegen hören und mit Ihnen diese politisch umsetzen. Hierzu 
bieten wir jeden Mittwoch von 15-17 Uhr im Rathaus Schöneberg (Raum 2115) eine Sprechstunde 
an, zu der wir Sie herzlich einladen. Eine Anmeldung vorab ist nicht notwendig. Ferner können Sie uns 
auch per Mail unter kontakt@linksfraktion-ts.de erreichen. Wir freuen uns auf Sie!

Katharina Marg
 
Ausschüsse für: 
Rechnungsprüfung; 
Gesundheit; Sport.

katharina.marg@ 
linksfraktion-ts.de

www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/allris.net.asp

Die Bezirksverordnetenversammlung am 19. Sept. 2018
Fortsetzung von Seite 2

kommt, kann an dem Tag leider nicht mehr wäh-
rend der Sprechstunde beraten werden. Das Pub-
likum wird über diese Regelung über die Internet-
seite Amt für Soziales, sowie über Schreiben, die 
den Antragstellern zu gehen, informiert. Für die 
Betroffenen ist es sehr ärgerlich und DIE LINKE 
wäre für eine nachvollziehbarere Lösung. Wenn 
die Sprechzeit bis 12 Uhr angeben ist, dann sol-
len Hilfesuchende auch bis zu diesem Zeitpunkt 
vorsprechen können. Ein Discounter schließt 
auch nicht um 21 Uhr, wenn bei vollem Laden die 
Öffnungszeit bis 22 Uhr angeben ist. Das Bezirk-
samt sieht jedoch keine Fehlentwicklung in ihrem 
Vorgehen, eher rechtfertigt es sich mit ...der 
schwierigen Personalsituation. Viele Stellen seien 
unbesetzt und es gäbe eine hohe Fluktuation. DIE 
LINKE meint, das Bezirksamt hat für eine ange-
messene Personalausstattung zu sorgen.
Endlich Beschluss- Keine Werbung für Bun-
deswehr an Schulen
Die Drs. 730 Keine Werbung für Bundeswehr an 
Schulen, Beschlussempfehlung (BE) aus dem 
Jugendhilfe-Ausschuss, wollte die CDU partout 
auf der Tagesordnung der BVV haben, um sich 

in hetzerischer Manier gegen die Drucksache zu 
positionieren. Mit dramatischer Empörung dreh-
te BV Sielaff (CDU) auf und diffamierte erst mal 
DIE LINKE. An der Bundeswehr gibt es natürlich 
nichts zu mäkeln. Diese erfülle ihren Auftrag und 
sollte überall werben dürfen (Chancen für junge 
Menschen...).  BV Frede (FDP) brachte es auf den 
Punkt, dass gerade Schulen die Zielgruppe der 
Bundeswehr seien. Auch für die AfD schien ihre 
Stunde gekommen zu sein, um sich in vernichten-
der Weise der LINKEN gegenüber zu äußern. DIE 
LINKE ließ sich nicht auf die demagogischen Äu-
ßerungen ein und unterstrich vor allem, dass die 
Bundeswehr kein Leitbild zur Friedenserziehung 
sei. Die Option zu dieser Berufswahl muss der 
Volljährigkeit überlassen werden. Unterstützung 
kam von SPD und Grüne, jedoch teils in flehender 
Hinwendung zur CDU, es sei ja nur ein Prüfantrag. 
Die BE ist ein Kompromiss-Vorschlag, denn ohne 
SPD und Grüne hätte es keinen Mehrheitsbe-
schluss gegeben. Es ist nicht nur sehr schade, 
sondern auch bedenklich: Friedenserziehung 
steht nicht auf der Tagesordnung.

Elisabeth Wissel
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Im Abgeordnetenhaus

Harald Gindra MdA,
Sprecher für Wirtschaft und 
Entwicklung der Linksfrakti-
on im Abgeordnetenhaus.  
gindra@linksfraktion.berlin.
Kiezbüro: 
Hildburghauser Str. 29
12279 Berlin
Öffnugszeiten: 
Di. u. Do. 10-16 Uhr 
Tel: +49 30 40 74 89 79 
buero@harald-gindra.de
Sprechstunde: 
Do. i.d.R. 14-tägig, 
16 -18 Uhr, nach 
Absprache.  
Mieterberatung: Je 2. u. 4. 
Di. im Monat 14 -16 Uhr im 
Kiezbüro 

Philipp Bertram, MdA
Sportpolitischer Sprecher
der Linksfraktion im
Abgeordnetenhaus:
bertram@linksfraktion.berlin
Stadtbüro:
Kaiserin-Augusta-Str. 75
12103 Berlin
Öffnungszeiten:
Di - Fr: 10-16 Uhr
Tel: +49 30 23 25 25 47
buero@philipp-bertram.de
Sprechstunde: 
i.d.R. 14-tägig 
Je 2.+4. Fr, 15-17 Uhr, Stadtbüro
Je 2./3. Mo, 15-17 Uhr 
Rote Insel

Sozial-Rechtsberatung: 
i.d.R. je 2. und 4. Do 15-
17 Uhr im Stadtbüro, mit 

Anmeldung!

Wohnungsneubau / - aufsicht / -tausch

Kiez trifft DIE LINKE 

Berlin lässt nicht nach, alle eigenen Möglich-
keiten auszuschöpfen um schneller mehr 
leistbare Wohnungen für seine wachsende Be-
völkerung zu erschließen. Aktuell sind drei Ini-
tiativen von Senatorin Lompscher gestartet wor-
den. 
 
1) Anfang September hat der Senat ein Maß-
nahmenpaket zur Beschleunigung und Aus-
weitung des Wohnungsbaus beschlossen. 
Die Koalition hatte sich in der Koalitionsvereinba-
rung anspruchsvolle Ziele im Wohnungsbau, ins-
besondere von leistbaren neuen Wohnungen ge-
setzt. Aber leider haben große Bauprojekte, teil-
weise ganze Quartiere mit tausenden Wohnungen, 
einen langen Planungsvorlauf. Da konnte nach der 
Regierungsübernahme leider nicht einfach ein He-
bel umgelegt werden. Versäumnisse in den Jahren 
vorher müssen aufgearbeitet werden. 
Deshalb ist es wichtig, dass der ganze Senat sich 
über die gemeinsamen Anstrengungen zur Be-
schleunigung verständigt hat und auch die Ab-
stimmung mit den Bezirken angesprochen wird. 
Es geht vor allem darum unnötige Verzögerungen 
zu vermeiden, die sich durch nicht abgestimmte 
Planungen ergeben. Größere neue Wohnquartiere 
müssen integriert entwickelt werden: Planungen 
zur verkehrlichen Anbindung, zu Infrastruktur (Ki-
tas, Schulen, Sport- und Grünflächen) müssen ge-
klärt sein. 
Andere Akteure, wie die Genossenschaften sollen 
stärker gefördert werden, z.B. mit Grundstücken 
aus dem landeseigenen Bestand versorgt werden. 
Unbegründete Aufregung erzeugten Aussagen 
zu Grün-Eingriffen. Dazu gibt es aber lediglich 

bestimmte Regelungen, die erneuert wurden (z.B. 
bei Baubereitschaft bereits Fällgenehmigungen 
zu erteilen, bevor die Baugehmigung erteilt wur-
de; neue Regelungen zur Bewertung von „Waldver-
dacht“ auf Brachen und zum Baumausgleich). 
Bei den konkreten Projekten wird dies bei Partizi-
pation der Anlieger sicher - nicht konfliktfrei - zu 
praktischen Lösungen führen können. 
 
 2) Verbesserte Bedingungen um gegen Leer-
stand und Vernachlässigung von Wohnimmo-
bilien vorzugehen. 
Dazu wurde das Wohnungsaufsichtsgesetz ge-
schärft um verbesserte Grundlagen für die Erstat-
tung von Kosten einer Ersatzvornahme bei stark 
mangelbehafteten Wohnimmobilien zu schaffen. 
Damit erhöht sich die Sicherheit für die Bezirke 
um gegen Eigentümer vorzugehen, die dauerhaft 
sich Auflagen zur Instandsetzung und Vermietung 
von Wohnungen widersetzen. 
 
3) Wohnungstauschbörse 
Durch den angespannten Wohnungsmarkt nimmt 
die Bereitschaft ab Wohnungen an die jeweiligen 
Bedarfe anzupassen. Durch geänderte Lebens-
umstände Alleinstehende bleiben lieber in gro-
ßen Wohnungen, weil ein neuer Mietvertrag für 
weniger Fläche höhere Mietkosten bedeutet. Zu-
mindest für die landeseigenen Gesellschaften ist 
jetzt eine Wohnbörse eröffnet, der es Mieter_in-
nen möglich macht innerhalb der rund 300.000 
Wohnungen zu wechseln und die bisherigen Ver-
tragsbedingungen ohne Erhöhnung übernehmen 
zu können. 

H. Gindra, MdA 

Dienstag Abend, 18. September 2018 im Tempelhofer Café Klangwerk: Kiez-
kneipen-Abend der LINKEN Tempelhof-Schöneberg: 30 interessierte Nach-
bar_innen, lebhafte Debatte über Grünflächenerhalt, die Neue Mitte Tempel-
hof, die Zukunft von Bose-, Francke- und Mariendorfer Volkspark, (fehlende) 

Radwege und Radpark-
plätze, LKW-Verkehr, 
Zone 30, Schulneubau 
und und und... Hat viel 
Spaß gemacht. 
Unsere Reihe von Kiez-
kneipen-Abenden wer-
den immer besser von 
den jeweiligen Anwoh-
nern in den Ortstei-
len angenommen. Mit 
Parteimitgliedern und 
Mandatsträgern vor 
Ort erweitern wir unser 
Verständnis für akute, 
lokale Probleme und 
nehmen Anregungen 
von aktiven Bürger_in-
nen auf. Das wird fort-
gesetzt, demnächst in 
Lichtenrade.

AK



      DIE LUPE Oktober 2018 5

Solidarität mit den Jugendzentren Drugstore und Potse 
Fortsetzung von Seite 1

Beschluss des 
Landesausschusses 
der Berliner LINKEN 
vom 21.09.2018

Solidarität mit den 
bedrohten Jugend-
zentren Potse und 
Drugstore – 
unverhältnismäßigen 
Polizeieinsatz 
aufklären und Erhalt 
der Zentren sichern

DIE LINKE. Berlin erklärt 
ihre Solidarität mit den 
autonomen und inklusiv 
arbeitenden Jugendzent-
ren Potse und Drugstore, 
die in der Nacht vom 15. 
auf den 16. September 
Opfer eines Polizeiein-
satzes der 13. Hundert-
schaft wurden. 
Dieser erfolgte aufgrund 
einer vermeintlichen Lärm-
belästigung unter massi-
vem Einsatz von Gewalt. 
Sie sieht den Einsatz als 
unverhältnismäßig an und 
fordert von den zustän-
digen Stellen des Senats 
eine Aufklärung des Ein-
satzes. Ferner sollte eine 
Entschuldigung der zustän-
digen Senatsbehörde ge-
genüber den Jugendzent-
ren erfolgen und von die-
ser entsprechende Konse-
quenzen gezogen werden.  

Die Abgeordnetenhaus-
fraktion der LINKEN wird 
beauftragt, gemeinsam mit 
der BVV Fraktion der LIN-
KEN Tempelhof-Schöne-
berg die Realisierung der 
Jugendzentren Drugstore 
und Potse an einen neu-
en Standort, inklusive Kon-
zept und Schallschutz, zu 
ermöglichen.

Dem Landesausschuss ist 
bis zu seiner nächsten Sit-
zung am 30.11.2018 zu 
berichten.

Nach den Beschwerden während des Konzertes 
am Samstag hatten die Jugendlichen in Absprache 
mit der Polizei die Lautstärke deutlich reduziert 
und auch den Bass Subwoofer der Musikanlage 
ausgeschaltet, sämtliche Fenster mit Matratzen 
isoliert und sogar auf Lüftung ihrer Räume ver-
zichtet. Obwohl das Konzert bereits deutlich vor 
drei Uhr nachts beendet war, kam es nach 3 Uhr 
zum Polizeieinsatz. Polizisten verschafften sich in 
Vollmontur, bewaffnet mit Rammbock und Brech-
eisen, gewaltsam Zugang zu den Räumen und ver-
letzten dabei auch einige Jugendliche.

Dem besonnen Agieren des Kollektivs ist es zu 
verdanken, dass unter den Besuchern keine Panik 
ausbrach und diese über Fluchttüren den Ort ver-
lassen konnten.
Das Bezirksamt und der verantwortliche Jugend-
stadtrat haben das Vorgehen der Polizei als unan-
gemessen kritisiert und wollen zwischen Polizei-
abschnitt und Jugendlichen und endlich auch zwi-
schen rent 24 und den Zentren  vermitteln.

Das Vorgehen der Berliner Polizei wird auf Lan-
desebene ein Nachspiel haben. Der Berliner Lan-
desvorstand der LINKEN fordert eine gründliche 
Untersuchung dieses  Polizeieinsatzes, gegebe-
nenfalls mit Disziplinarmaßnahmen gegen die Ver-
antwortlichen für diesen Gewalteinsatz.

Noch ist die Forderung des Berliner Landesvor-
stands nach dem „Erhalt von Drugstore und Pot-
se als Freiraum für die NutzerInnen“ alles andere 
als gesichert.
Gut drei Monate vor dem Auslaufen des Mietver-
trages am jetzigen Standort gibt es für die vor-
gesehenen Alternativräume an zwei getrenn-
ten Standorten in der Potsdamer Straße immer 
noch keinen erfolgreichen Abschluss der Mietver-
handlungen (Stand 22.09.) und für den ins Auge 

gefassten Standort für Konzerte und Bandproben 
in dem BIM-Gebäude Potsdamer Str. 140, trotz 
angrenzender Wohnnutzung, noch kein Umbau- 
oder Schallschutzkonzept.

Der jetzige Konflikt macht noch einmal deutlich, 
dass ein möglicher neuer Standort die Weiterfüh-
rung des Konzertbetriebes und die Weiterexis-
tenz der Proberäume mit entsprechendem Schall-
schutz gewährleisten muss, was den wesentli-
chen Kern der Kulturarbeit beider Jugendzentren 
ausmacht.   
Nachdenklich stimmt auch der  Tagesspiegelarti-
kel vom 16.09., in dem Baustadtrat Jörn Oltmann 
(Grüne) durchblicken lässt, dass die Jugendlichen 
erstmal mit ihren ruhigen Angeboten in das eine 
Gebäude der städtischen Wohnungsbaugesell-
schaft Gesobau umziehen könnten, während das 
zweite Gebäude, das der „Berliner Immobilienma-
nagement“ gehört, noch saniert werden müsse. 
Somit ist der Kernbereich der Arbeit der Jugend-
zentren alles andere als gesichert. 
Aufgrund der besonderen stadtweiten Bedeutung 
der Arbeit von Drugstore und Potse mit vielen, 
auch obdachlosen Jugendlichen ist auch der Berli-
ner Senat in der Pflicht, die Zentren in ihrem Cha-
rakter zu erhalten.
Daher hat am 21.9. der Berliner Landesausschuss 
der LINKEN auf Initiative unseres Bezirksverban-
des die Abgeordnetenhausfraktion beauftragt, 
gemeinsam mit unserer BVV Fraktion „die Reali-
sierung der Jugendzentren Drugstore und Potse 
an einem neuen Standort, inklusive Konzept und 
Schallschutz“, zu ermöglichen.
 
Um dies auch wirklich gegenüber dem Bezirk-
samt und Senat durchzusetzen, ist wie immer Öf-
fentlichkeitsarbeit gefragt, die wir gemeinsam mit 
dem Jugendlichen leisten wollen. 

Carsten Schulz



Mehr als 3.14 Millionen 
Erwerbslose 
Zeit zu handeln statt zu 
tricksen 
Wer die tatsächliche Arbeits-
losigkeit erfassen will, muss 
ehrlich rechnen. (...) Hier ist 
die tatsächliche Zahl, die al-
lein auf amtlichen Daten der 
Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit beruht. Im Sep-
tember 2018 tatsächlich 
fast  3.14 Millionen Men-
schen arbeitslos. Darüber 
hinaus tauchen 82.000 
nicht erwerbstätige Perso-
nen – die korrigierte sog. 
stille Reserve1 – in keiner 
Arbeitslosenstatistik auf, 
weil sie sich entmutigt vom 
Arbeitsmarkt zurückgezogen 
haben und sich nicht (mehr) 
als arbeitslos registrieren 
lassen.
Offizielle Arbeitslosigkeit 
im September 2018
                           2.256.473    
Nicht gezählte Arbeitslose 
verbergen sich hinter: 
Älter als 58 beziehen Ar-
beitslosengeld I und/oder 
ALG II 0                  170.121
Ein-Euro-Jobs (Abeitsgele-
genheiten)                76.614 
Förderung von Arbeits-
verhältnissen 2          7.098
Fremdförderung     213.766
Bundesprogramm sozia-
le Teilhabe am Arbeitsmarkt 
3Besch.sforderung  15.392   
Berufliche Weiterbildung         
                               149.423 
Aktivierung und berufliche-
Eingliederung (z.B. Vermitt-
lung durch Dritte)                 
                               185.110  
Beschäftigungszuschuss
(für schwer vermittelbare
Arbeitslose)               2.013
Kranke Arbeitslose (§126 
SGB III)                     71.038 
Nicht gezählte Arbeits-
lose gesamt:        890.575
Tatsächliche Arbeitslosig-
keit im Juli 2018     
                           3.147.048  
Quelle: BfA Monatsbe-richt 
Septmber 2018, Tab. 6.7. 
0Die dort aufgefühte Alters-
teilzeit sowie Gründungs-
zuschusse und sonstige 
geförderte Selbstständig-
keit haben wir in der Tabel-
le nicht berücksichtigt. 
Die dort ebenfalls älteren 
Arbeitslosen die auf geführ-
ten auf Grund verschiedene 
rechtlicheRegelungen (§428 
SGBIII, 65 Abs.4 SGBII, 
53a, Abs.2, SGB II u.a.) 
nicht als Arbeitslose zählen, 
älter als 58 beziehen ALG I 
oderALGII. 1IAB Kurzbericht  
7/2018 Seite 10; (Stille 
Reserve im engeren Sinn - 
Prognose 2017/2017) 
2Mit demGe-setz zur Verbe-
sserung der Eingliederungs-
chancen...zum Juli2012(...) 
zur Förderung von Arbeits-
verhältnisse (FAVverbunden 3Mit 05.2016 neu in Bericht-
erstatung der unterbe-
schäftigungaufgenommen.
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Hilfe für Süchtige anbieten, gleichzeitig 
Drogenkriminalität konsequent bekämpfen
Im März gab es einen Antrag der CDU zur Drs. 
614 „Maßnahmen gegen Drogenkriminalität 
und Verwahrlosung in den Kiezen“, wogegen 
DIE LINKE einen Ersetzungsantrag mit kon-
kreten Vorschlägen einbrachte, die im CDU-
Antrag fehlten oder bewusst weg gelassen wur-
den: Ausweitung der Reinigungsarbeiten durch die 
BSR (Berliner Stadtreinigung), verstärkte Präventi-
on in den Schulen durch vermehrte Angebote für 
Kinder und Jugendliche, Einbeziehung des Quar-
tiersmanagements, Bekämpfung der Dealersze-
ne durch nachhaltige Ordnungspräsenz und vor 
allem ständige informative Miteinbeziehung der 
Anwohner_innen. 
In einem aktuellen Antrag „Suchthilfe in Tempel-
hof-Schöneberg“ (Drs. 847) von SPD und Grüne, 
den DIE LINKE unterstützt hat, geht es um den 
zeitnahen Einsatz eines Konsummobils an den be-
zirklichen Brennpunkten des Drogenkonsums und 
darum, vor allem Handlungsangebote zu machen. 
Konsummobils erfüllen eine wichtige Aufgabe, 
deswegen findet DIE LINKE es sinnvoll, gleichzei-
tig mit anderen Maßnahmen, die parallel laufen 
müssen, ein solches in einem Brennpunktgebiet 
aufzustellen. Entscheidend sind bei solchen An-
geboten immer die medizinisch-pflegerische Bera-
tung und die Vermittlung zu weiterführenden Hil-
fen. Oftmals ist dies überhaupt die Gelegenheit, 
mit den Suchtkranken, die sich so ein Leben nicht 

ausgesucht haben, in Kontakt zu treten. Hierbei 
wird Suchtkranken erstmals ein Weg aufgezeigt, 
aus dem Teufelskreis herauszukommen. Auch 
wenn dies nicht beim ersten Kontakt klappt, kann 
dieses niedrigschwellige Angebot mehr sein als 
ein Strohhalm für die Betroffenen. 
Des Weiteren geht es auch um den öffentlichen 
Raum. Die Anwohner_innen wollen zu Recht einen 
intakten, lebenswerten, drogenfreien Kiez, dazu 
können u.a. Spritzenabwurfbehälter beitragen. 
Kinder und Jugendliche brauchen eine heile Um-
gebung. DIE LINKE fordert, neben ordnungspoliti-
schen Maßnahmen, Prävention und Sozialarbeit, 
das sind die angemessenen Schritte. Dafür müs-
sen ausreichend Stellen geschaffen werden. 

Elisabeth Wissel

Herr Vorsteher, meine Damen und Herren,

ich möchte kurz begründen, warum unsere 
Fraktion die Große Anfrage zum Franckepark 
gestellt hat und welche Probleme wir mit dem 
Vorhaben und Vorgehen des Bezirksamts ha-
ben. Der Franckepark hat es ja zum Thema des 
Monats geschafft. Es gab mindestens vier Einrei-
chungen, die an die BVV gerichtet worden sind – 
die letzte gestern morgen um 9.13 Uhr. 
Es wird eine vertiefte Diskussion im Fachaus-
schuss geben, aber ich möchte gern drei wesent-
liche Punkte anreißen, die sich mit dem Francke-
park verbinden. Das sind der Tierschutz, der Fran-
cketeich und die Wünsche der Anwohnerinnen 
und Anwohner. 

Zum Tierschutz bzw. zur artgerechten Haltung 
gibt es unterschiedliche Auffassungen. Unse-
re Fraktion sieht hier die „Leitlinien für eine tier-
schutzgerechte Haltung von Wild in Tiergehegen“ 
für maßgeblich. Diese Leitlinien sagen unter an-
derem 1000 qm pro Tier. Das Gehege im Francke-
park hat 8135 qm. Für die Herde ist diese Fläche 
zu eng, und wir müssen eine Lösung finden, dass 
diese Richtlinien eingehalten werden. Ein Abriss 
des gesamten Wildgeheges ist für uns dabei keine 

Option. 
Zum Francketeich: Der ist ein Naturdenkmal und 
dem Bezirksamt ist seit spätestens Juni 2016 be-
kannt, dass die Situation des Teichs zunehmend 
schlechter wird. Ein Gutachten, von dem in der 
Großen Anfrage die Rede ist, schlägt für den Teich 
drei Handlungsoptionen vor. Lediglich zwei die-
ser fünf Optionen sehen eine Ausquartierung der 
Hirsche vor. Wir wollen wissen, warum das Bezirk-
samt nicht eine der drei anderen Optionen vor-
zieht, bei der die Tiere bleiben können. 

Das fragen sich übrigens auch die Anwohnenden. 
Die Zuschriften zeigen, dass die Bewohner_innen 
sich übergangen fühlen. Uns tut sich der Eindruck 
auf, dass das Bezirksamt seine politische Linie 
kompromisslos durchsetzen will, ohne auch nur 
die Bedenken von Einwohnenden zu berücksichti-
gen oder gar in die Entscheidung einzubeziehen. 
Unsere Fraktion ist der Meinung, dass die Erfor-
dernisse, die Tierschutz, der Teich und die Anwoh-
nenden erbringen, durchaus vereinbar sind und 
dass eine Kompromisslösung notwendig ist, bei 
der das Gehege erhalten wird. Das Bezirksamt will 
aber mit dem Kopf durch die Wand. Diese Linie 
tragen wir nicht mit.  

Martin Rutsch

Rede zur Großen Anfrage zum Franckepark

18.03.2018, Reinigungsaktion auf Schöneberger Spiel-
plätzen durch Nachbarn, es wurden Spritzenreste 
gefunden.
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Wir sagen: 
Trotz alledem! 
Im Januar 2019 jährt sich 
zum 100sten Mal der bes-
tialische Mord an Rosa Lu-
xemburg und Karl Lieb-
knecht. Die Herrschen-
den nannten das „Ordnung 
schaffen“. Denn für die 
Herrschenden war und ist 
es das Chaos, wenn Men-
schen sich entschieden ge-
gen Ausbeutung und Krieg 
zur Wehr setzen. Damals 
wie heute ist es dringend 
erforderlich, Widerstand zu 
leisten. Acht Superreiche 
haben mehr Vermögen, als 
die ärmere Hälfte der Erd-
bewohner. Kriege und Bür-
gerkriege toben. Deutsche 
Soldaten stehen erneut an 
Russlands Grenzen. Rüs-
tungshaushalte der NATO-
Staaten werden verdop-
pelt und an der Spitze der 
imperialistischen Haupt-
macht steht ein Unzurech-
nungsfähiger. Mehr als 65 
Millionen Menschen sind 
vor Krieg und Elend auf 
der Flucht. Ausgerechnet 
diese Ärmsten der Armen 
werden zu Sündenböcken 
gestempelt. Und so ent-
steht ein Klima des Rassis-
mus, in dem die faschisto-
ide Rechte das Völkische 
als Lösung aller Probleme 
preist. Keine hoffnungser-
weckende Situation! Gera-
de deshalb sagen wir in Er-
innerung an Rosa und Karl: 
Trotz alledem! Dieses Trotz 
alledem soll am Tag der 
Ehrung und des Geden-
kens an diese zwei groß-
artigen Menschen unüber-
sehbar werden. Kommt 
zum Stillen Gedenken, 
kommt zur Demonstrati-
on im Rahmen der Ehrung. 
Gewinnt weitere Men-
schen, mit uns zu gehen. 
Unterschreibt unseren Auf-
ruf (www.ll-demo.de). Wir 
müssen viele, am 
13. Januar 2019 werden.  
Für das Bündnis zur Vorbe-
reitung der Demonstration 
im Rahmen der Luxemburg-
Liebknecht-Ehrung, 

       E. Brombacher

Sich in guten Zeiten solidarisch an die Seite 
linker und fortschrittlicher Regierungen in 
Lateinamerika zu stellen, ist einfach, dies 
auch in schwierigen Zeiten zu tun, sollte ei-
gentlich selbstverständlich sein. Nikaragua be-
findet sich in solch einer Lage. Noch Ende des 
Jahres 2017 waren internationale Presse, inter-
nationale Organisationen und Finanzinstitute wie 
Weltbank und Internationaler Währungsfond voll 
des Lobes für eines der ärmsten Länder 
Lateinamerikas, das mit hohen Wachstumsraten, 
Auszeichnungen für Ökotourismus, kostenloser 
Gesundheitsversorgung und Bildung sowie poli-
tischer Stabilität aufwarten konnte. Bei den Prä-
sidentschaftswahlen Ende 2016  wurde Daniel 
Ortega, ehemaliger Guerillaführer der FSLN, der 
Sandinistischen Befreiungsfront, mit 72,5 Prozent 
der Stimmen bestätigt.
Als am 18. April 2018, anlässlich eines Dekrets 
zur Kürzung von Altersrenten, Unruhen ausbra-
chen, die nach einem Bericht des Hohen Kom-
missars für Menschenrechte der Vereinten Nati-
onen (UNHCHR) im Zeitraum Mitte April bis Mit-
te August mindestens 300 Menschen das Leben 
kosteten, kam das auch für Nikaraguaner über-
raschend. Carlos Fonseca, Sohn des legendär-
en Gründers der FSLN und in der Partei zustän-
dig  für Außenbeziehungen, weist in lateinameri-
kanischen Medien darauf hin, dass diese Überra-
schung ein Indiz sei für eine von außen gesteuerte 
Aktion. Wenn ein System nur aufgrund innerer Wi-
derspruche derart erodiere, sei  man darauf vor-
bereitet. Eine Einschätzung, die, wie er aber auch 
betont, nicht ablenken solle von eigenen Fehlern.
Fakt ist, dass die USA niemals ihre Politik des „re-
gime change“, eines Sturzes ihnen nicht geneh-
mer Regierungen, aufgegeben haben und in Vor-
bereitung eines „golpe blando“, eines sanften Put-
sches, Millionen von Dollars in zivilgesellschaftli-
che Gruppen pumpen, die dann international als 
legitime Opposition im Land gehandelt werden. 
Bei der letzten UNO-Vollversammlung hat der Prä-
sident von Bolivien, Evo Morales, das der US-ame-
rikanischen Delegation unter Vorsitz von Donald 
Trump aus kurzer Entfernung buchstäblich ins Ge-
sicht gesagt.
Führende Studentenvertreter aus Nikaragua ha-
ben sich, auch das ist bekannt, in den USA mit 
Abgeordneten getroffen, die zur sog. Miami-

Connection gehören und am Sturz linker Regie-
rungen in Lateinamerika und der Karibik arbeiten. 
Diese haben in der Vergangenheit aktiv gedrängt 
auf die Verabschiedung des sog. Nica-Act, eines 
Gesetzes, das Nikaragua den Zugang zu Kredi-
ten internationaler Geldgeber unmöglich machen 
soll. Eine ihrer Kernforderungen waren die Durch-
führung von „freien und transparenten Wahlen“, 
und das, obwohl der Bericht der OAS-Beobacht-
ergruppe zu den Kommunalwahlen 2016, bei de-
nen die FSLN 68,3 Prozent der Stimmen erhielt, 
den Wahlen bescheinigte, dass „der Wille des Vol-
kes an den Urnen sichtbar“ werde. Da den noto-
rischen Umstürzlern an der Wahlfront erst einmal 
der Wind aus den Segeln genommen war, kamen 
dann, neben anderen intern kontrovers diskutier-
ten Vorhaben der Regierung, die angekündigten 
sozialpolitischen Einschnitte wie gerufen.
Oppositionelle Vertreter werden in den USA und 
in Europa hofiert und auch in der Bundesrepub-
lik von Stiftungen und Nichtregierungsorganisati-
onen eingeladen und als Experten herumgereicht. 
Befreundete linke Politiker in Lateinamerika kriti-
sieren dies als Einmischung kraft der finanziellen 
Ressourcen hier. Auch für profunde Kenner des 
Landes dürfte es schwierig sein, die Schuldigen 
für die vielen  Toten und die massive Zerstörung 
von Infrastruktur zu benennen. Eine  Forderung 
nach Aufklärung und ggfs. Verurteilung versteht 
sich von selbst, da dies immer die Voraussetzung 
ist für ein weiteres Zusammenleben.
Diese Forderung wird explizit in einer Resolution 
zu Nikaragua gestellt, die das Foro de Sao Paulo, 
ein Zusammenschluss linker und fortschrittlicher 
Parteien und Bewegungen, auf seiner Jahresta-
gung im Juli in Havanna erhoben hat. Vertreter der 
Fraktion und der Partei Die Linke haben, wie auch 
regelmäßig in der Vergangenheit, an diesem Tref-
fen teilgenommen. Die Resolution verurteilt die 
Exzesse infolge eines von außen gesteuerten 
Umsturzversuches und spricht der sandinis-
tischen Regierung ausdrücklich ein Recht auf 
Selbstverteidigung zu. 
Das Prinzip der gegenseitigen Nichteinmi-
schung, das die im Foro de Sao Paulo zusam-
mengeschlossenen linken und fortschrittli-
chen Kräfte teilen, sollte vor allem auch für 
die ihnen verbundene Linke in Europa gelten.

Roswitha Yildiz

Solidarität mit Nikaragua- jetzt erst recht!

Solidarität mit Venezuela und den ALBA-Ländern, Rosa-Luxemburg-Konferenz, Berlin 14.Januar 2018 



Mieter-Aufruf: Gentrifizierung - Wir sind 
an Ihren Erfahrungen interessiert!
DIE LINKE als kleine Partei in einem großen Be-
zirk kann nicht überall sein. Wir wollen aber her-
ausfinden, in welchem Umfang und mit welchen 
Methoden sich Ihre Nachbarschaft verändert. Wa-
rum Mieter mit kleinem Einkommen wegziehen 
müssen und sich die sogenannte „Aufwertung“ 
von Kiezen breit macht.
Deswegen bitten wir Sie um Informationen: Wo 
werden aufwändige Sanierungen geplant, verbun-
den mit der Ankündigung erheblicher Mietstei-
gerungen? Wo werden ganze Häuser „leergezo-
gen“ um grundzusanieren und anschließend in Ei-
gentumswohnungen umzuwandeln? Wo werden 
Wohnungen zu Ferienwohnungen umgewandelt 
oder bereits als solche genutzt? Wo werden die 
weitgehenden Mieterhöhungsspielräume extrem 
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DIE LINKE.
Tempelhof - Schöneberg
Bezirksgeschäftsstelle:
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Öffnungszeiten:
Di. und Do: 11 - 18 Uhr
Mo. und Fr: 11 - 15 Uhr
Tel. : +49 30 21 997-140
Fax: +49 21 729 26
E-Mail: bezirk@dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Webseite: www.dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Termine in der 
Roten Insel
Mitgliederversammlung 
Do. 08.11.2018, 19 
Uhr Raum 195, (Louise-
Schröder-Saal) Rathaus 
Schöneberg 
Bezirksvorstand
10. u. 24.10.2018, 19 Uhr 
Basisorganisationen:  
Basisorganisation 
Schöneberg
01.10., 05.11. 19 Uhr
Basisorganisation
Tempelhof
25.10.2018, 19 Uhr 
Rudolf-Wissell-Haus. 
Alt-Mariendorf 24-26, 
12107 Berlin-Mariendorf
Lesekreis:
Sa. 13.10., 18 Uhr
KulturLeben:
Beratungstermine 
16.10.2018, 16 Uhr
AK-RoteBeete
16.10., 19 Uhr
Marxistischer Lesekreis 
13.10.2018, 18 Uhr
Inselgespräche 
06.10., 15 Uhr
Bezirksfraktion: S. 3
Unser Abgeordneter: 
Harald Gindra, MdA, S. 4
Philipp Bertram, MdA, S. 4
JobCenter-Infostand
Di. 09.10., 10 Uhr, Wolf-
ramstr. vorm JobCenter
 

ausgenutzt? Wo werden Wohnungswechsel zu 
extremen Mieterhöhungen genutzt? Wo müssen 
Hartz-IV-Haushalte Wohnungen räumen, weil sie 
eine Aufforderung des JobCenters erhielten, ihre 
Mietkosten zu senken?
Wir wollen das in politische Initiative umsetzen: 
krasse Fälle öffentlich machen, die Vernetzung 
und den Widerstand unterstützen und im Rah-
men unserer Möglichkeiten auf Bezirks-, Landes- 
und Bundesebene parlamentarische Initiativen 
anstoßen. Helfen Sie uns dabei!
Mieter-Notrufe an: Mi. 15-17 Uhr: 902 77 48 98
Per E-Mail an kontakt@linksfraktion-ts.de oder 
per Post an: DIE LINKE, Feurigstraße 68, 10827 
Berlin

Strategien gegen rechts – Konzepte von links

Erfahrung von Geflüchte-
ten, Di. 18.10., 19 Uhr,  
Stadtbüro: Philipp 
Bertram MdA, Kaiserin-
Augusta-Str. 75

Die rechtsextremistischen Aufmärsche und 
Übergriffe in Chemnitz sind ein weiterer trau-
riger Höhepunkt einer Entwicklung, die in den 
letzten 15 Jahren nicht aufzuhalten scheint. 
Zwar ist die Anzahl der Anschläge auf Unterkünf-
te von Asylbewerber_innen seit 2015 erstmals ge-
sunken, der Verfassungsschutz warnt jedoch vor 
einer Zunahme rechtsextremistischer Gewalttaten 
in Deutschland. 

Das Spektrum des Rechtsextremismus reicht heu-
te weit über Neonazis und NPD hinaus. Denn im-
mer mehr Bürger_innen radikalisieren sich, sind 
Reichsbürger_innen, Wutbürger_innen, Identi-
täre, Pegida- oder AfD Anhänger_innen. Das ist 
eine Radikalisierung, die wir seit der Gründung 
der Bundesrepublik so noch nicht gesehen ha-
ben. Überlegungen zu Strategien gegen Rechtext-
remismus gibt es viele. Zu nennen sind unter an-
derem stärkere Repressionen gegen straffällig 
gewordene Gewalttäter, die Förderung von zivil-
gesellschaftlichem bzw. bürgerschaftlichem En-
gagement, Demokratieförderung, die Förderung 
von Toleranz vor allem auf kommunaler Ebene, 
in den Bildungsinstitutionen, die Förderung von 
gesellschaftlicher Vielfalt sowie interkultureller 
Verständigung. 
 

In diesen Mainstream-Überlegungen, die sicher-
lich alle ihre Berechtigung haben, wird jedoch ein 
wesentlicher Faktor vernachlässigt. Und zwar die 
Bedeutung der neoliberalen Transformation für 
den Aufstieg der extremen Rechten. Die Austeri-
tät hat die Gemeinschaft und die Solidarität unter-
graben und die Vorstellung von der Gesellschaft 
in Frage gestellt. Arbeitslosigkeit, Leih- und Zeitar-
beit, befristete Verträge und der Niedriglohnsek-
tor sind strukturelle Probleme, die das neoliberale 
Konzept als kleine Schönheitsfehler hinnimmt.

In Ostdeutschland organisierte nach der Wieder-
vereinigung die Treuhandanstalt die Privatisierung 
und Abwicklung tausender Betriebe, die zum Teil 
über Jahrzehnte heruntergewirtschaftet wurden. 
Die Transformation von der Plan- zur Marktwirt-
schaft hatte ihren Preis. Millionen von Beschäftig-
ten verloren in der Folge ihre Arbeit. 

Hass auf das so genannte „Fremde“ gab es immer 
und wird es immer geben. Wenn wir allerdings 
verstehen wollen, warum sich heute so viele Men-
schen der extremen Rechten an ihren Rändern an-
schließen, müssen wir auch über politische Kon-
zepte sprechen, die die Menschen wieder ökono-
misch und gesellschaftlich teilhaben lässt. 

Julie Borges


